
Wittkämper, Gerhard W.

Article  —  Digitized Version

Bürokratieverlagerung - Ursachen, Folgen und
Möglichkeiten eines Abbaus

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Wittkämper, Gerhard W. (1984) : Bürokratieverlagerung - Ursachen, Folgen und
Möglichkeiten eines Abbaus, Wirtschaftsdienst, ISSN 0043-6275, Verlag Weltarchiv, Hamburg, Vol.
64, Iss. 2, pp. 95-100

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/135893

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/135893
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Bürokratieverlagerung -  Ursachen, Folgen 
und Möglichkeiten eines Abbaus
Gerhard W..Wittkämper, Münster

ix'

Jährlich entstehen der deutschen Wirtschaft nach Schätzungen Kosten in Höhe von 20 bis 43 Mrd. DM auf­
grund von Verwaltungsarbeiten, die der Staat per Gesetz oder Verordnungen auf die Privatwirtschaft über- 
wälzt hat. Sie bilden ein Potential für die von der Bundesregierung angestrebte Entbürokratisierung. Was 
verbirgt sich im einzelnen hinter der Bürokratieverlagerung? Welches sind die Folgen, und wo liegen die 
Möglichkeiten und Grenzen eines Abbaus?

Der Begriff „Bürokratieverlagerung“ umschreibt vom 
Staat auf die Privatwirtschaft durch Gesetz und 

Recht überwälzte Verwaltungsarbeiten’ , die die Privat­
wirtschaft dann für den Staat unentgeltlich zu erbringen 
hat^. Er steht in einer Reihe mit anderen Begriffen, die 
sich in der Diskussion um die Bürokratisierung und Ent­
bürokratisierung in den letzten Jahren herausgebildet 
haben®. Diese Begriffe sollen daher im folgenden kurz 
behandelt werden:

□  Bürokratie ist der von Max Weber in die Diskussion 
eingeführte Fachbegriff für Organisationen mit be­
stimmten Merkmalen wie Arbeitsteilung, Regeln und 
Unpersönlichkeit. Bürokratie gibt es in Staat und Wirt­
schaft, in den westlichen und östlichen Industrienatio­
nen, in der dritten und der vierten Welt.

□ Bürokratismus ist die Umschreibung eines patholo­
gischen Zustandes, einer Krankheit von Bürokratie, in 
der öffentlichen Verwaltung gibt es für diese Krankheit 
die populären Begriffe „Amtsschimmel“ und „Bürgerfer­
ne“ . Bürokratismus liegt vor, wenn die in der Bürokratie 
beschäftigten Menschen zu bürokratischen Virtuosen 
werden, denen die internen Regeln für ihre Amtshand­
lungen wichtiger sind als ihre „Kunden“ , ihre Klienten 
und die sozialen Ziele ihrer Organisationen. Auch Büro­
kratismus gibt es in Staat und Wirtschaft, in West und 
Ost, in Nord und Süd.

□ Bürokratisierung meint den Zustand, in dem sich Bü­
rokratien aus einem gesunden Organisationszustand

Prof. Dr. Gerhard W. Wittkämper, 50, ist Direktor 
des Instituts für Politikwissenschaft der Westfäli­
schen Wilhelms-Universität in Münster

auf einen krankhaften hinbewegen, also vom Virus des 
Bürokratismus infiziert sind.

□  Entbürokratisierung umschreibt alle Versuche, die­
sen Vorgang der Erkrankung zu stoppen und die vom 
Bürokratismus befallenen Bürokratien wieder gesund 
zu machen. Die Entbürokratisierung hat immer zwei Di­
mensionen: Eine innere Dimension, also die Organisa- 
tions- und Arbeitswelt innerhalb von Regierung und öf­
fentlicher Verwaltung, innerhalb von Produktionsbetrie­
ben, Handelsbetrieben und Dienstleistungsbetrieben, 
und eine äußere Dimension, bei der es um Klarheit, Ver­
einfachung, Abbau von Übersteuerung durch Gesetze 
und Verordnungen im Verhältnis zu den Klienten geht.

Die Bürokratiekritik setzt hauptsächlich an zwei Punk­
ten an; am Verhältnis von Staat und übriger Gesell­
schaft, die einschlägigen Stichworte sind hier Geset­
zesflut und Überregelung; und an der bürokratischen

’ Bürokraiieverlagerungen können außer im Verhältnis W irtschaft -  ö f­
fentliche Verwaltung auch in drei weiteren Bereichen stattfinden; vom 
Staat auf den privaten Haushalt, von einer Gebietskörperschaft des 
Staates, z. B. dem Bund, auf eine andere, z. B. die Gemeinden, und in­
nerhalb des Privatsektors, sei es von einer Unternehmensabteilung auf 
eine andere, sei es von Unternehmen untereinander oder auf private 
Haushalte. Vgl. hierzu den Tagungsband D. D i c k e r i m a n n .  H. 
K ö n i g .  G.  W.  W i t t k ä m p e r  (Hrsg.): Bürokratieüberwälzung, 
Regensburg 1982. dort insbesondere D. D i c k e r i m a n n :  Zusam­
menfassung der Tagungsergebnisse aus volkswirtschaftlicher und fi- 
nanzwissenschaftlicher Sicht, und E. P a p p e r m a n n :  Bürokra- 
tieübenvälzung auf die kommunale Ebene.

 ̂ Vgl. E. H a m e r : Bürokratieüberwälzung auf die Wirtschaft, Eine 
kritische Bestandsaufnahme des Mittelstandsinstituts Niedersachsen/ 
Bremen am Beispiel des Handwerks. Hannover 1979; F. K l e i n -  
B I e n k e r s unter Mitwirkung von H.-J. M o r t s i e f e r und W, 
R e s k e : Die Belastung von Industrieunternehmen durch adm inistra­
tive Leistungen für den Staat -  unter besor\derer Berücksichtigung klei­
ner und m ittlerer Unternehmen. Göttingen 1980.

 ̂ Vgl, hierzu Bundesleitung des Deutschen Beamtenbundes (Hrsg.): 
DBB-Dokumente 9; Bürokratisierung und Entbürokratisierung. Eine Be­
standsaufnahme, Bonn 1979; H. U t h o f f , W. 0  i e t z (Hrsg.): Bü­
rokratische Politik, Stuttgart 1980; H. W o l l m a n n  (Hrsg.): Politik im 
Dickicht der Bürokratie. Beiträge zur Implementationsforschung. Son­
derheft 3/1979 von Leviathan, Opladen 1980.
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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Struktur und Funktionsweise der Verwaltung, die kriti­
schen Stichworte sind hier „Anntsschimmel“ und „B ü r­
gerfe rne“ “ .

W ährend bis M itte der 70er Jahre die D iskussion um 
öffentliche Bürokratisierung und Entbürokratisierung im 

wesentlichen auf die O rganisation in Regierung und 
Verwaltung zielte, z. B, auf E ffizienzsteigerung, verbes­
serte Kom m unikation zwischen öffentlicher Verwaltung 
und Bürger, verbesserte Anpassungsfähigkeit der O r­
ganisation, lenkte die D iskussion um die Bürokratiever­
lagerung die Aufm erksam keit der kritischen Ö ffentlich­
keit auf die Frage, welche berechenbaren Ausw irkun­
gen von bürokratis ierten O rganisationen auf W irtschaft 
und G esellschaft insgesam t ausgehen^.

Abgrenzungen

Der Begriff Bürokratieüberwälzung ist dem Begriff der 
„S teuerüberw ä lzung“ nachgebildet. In der S teuerüber­
wälzungslehre wird dargelegt, daß sich die Besteue­
rung keinesfalls auf die steuererhebende Körperschaft 

einerseits und den Steuerpflichtigen andererseits be­
schränkt. V ie lm ehr hat jedes Steuersystem  über die un­
m ittelbaren W irkungen zw ischen der steuererhebenden 
Körperschaft und dem Steuerpflichtigen hinaus A usw ir­
kungen ökonom ischer und sogar kultureller Art. An d ie­
se finanzw issenschaftliche Entdeckung der S teuer­
überwälzung knüpfen die Arbeiten über Bürokratieüber­
wälzung oder Bürokratieverlagerung an®. Es bedarf je ­
doch noch einer Abgrenzung in viererlei Hinsicht:

C  In der F inanzw issenschaft gibt es seit langem den 
Begriff des versteckten öffentlichen Bedarfs. Darunter 
ist zu verstehen „d ie  G esam theit aller derjenigen öffen t­

lichen Leistungen, die die S taatsbürger aufgrund ge­
setzlicher Bestim m ungen oder Verw altungsanordnun­
gen für Zwecke der öffentlichen Hand unentgeltlich zu 
erbringen haben, vom M ilitärdienst . . .  bis zu den Eh­
renäm tern als Schöffe und G eschworener, als A m tsvor­
mund oder Beisitzer und bis zu der unentgeltlich zu le i­
stenden M itw irkung an der steuerlichen Veranla­
gung. . Der Begriff Bürokratieverlagerung ist enger 
als d ieser weite Begriff des versteckten öffentlichen Be­
darfs.

; ;  Ferner ist Bürokratieverlagerung, obwohl sie letztlich 
Ausw irkungen als eine Art Zusatzsteuer hat®, von d irek­

ten Zahlungen der W irtschaft an den Staat zu unter-

Vgl, R M a y n t z (Hrsg.)' Burokrattsche Organisation, Neue w is­
senschaftliche Reihe. 27, Soziotogie, Köln, Berlin 1968.

Vg! U. R o p p e l  Ökonomische Theorie der Bürokratie. Freiburg 
1979: Der Bundesminister des Innern (Hrsg.): Sachverstandigenanho- 
rung zu Ursachen einer Burokratisierung in der öffentlichen Verwaltung 
sowie zu ausgewählten Vorhaben zur Verbesserung des Verhältnisses 
von Burger und Verwaltung, am 19. und 20. Juni 1980 in Bonn, Teile A, 
B, C, Bonn 1980.

Damit steht zugleich fest, daß die mit den Begriffen „Burokratieverla- 
gerung" oder „Übertragene Aufgaben" angesprochenen Tatbestände 
seit Jahrzehnten diskutiert werden. Soweit ersichtlich, wurde der Begriff 
Burokratieuberwalzung jedoch von E. H a m e r und seinen M itarbei­
tern. a.a.O., erst gegen Ende der 70er Jahre herausgebildet. Die erste 
ausführliche Untersuchung über Tätigkeiten für den Staat, die auf G e­
setzen, Verordnungen oder Erlassen beruhen und als unbezahlte Htlfs- 
tatigkeiten der W irtschaft zu leisten sind, wurde in der Bundesrepublik 
von der Industrie- und Handelskammer zu Koblenz im Jahr 1976 und in 
den Folgejahren veröffentlicht. Vgl. Industne- und Handelskammer zu 
Koblenz (Hrsg.): Gangelw irtschaft statt Marktwirtschaft?, Koblenz 1976 
bis 1979. Dem folgten die in Fußnote 2 angegebenen Forschungsarbei­
ten.

So schon 1955 G. S c h m ö l d e r s :  
gen. Heidelberg 1955, S. 54,

So D D I c k e r t m a n n , a.a.O.

Finanzpolitik, Berlin, Göttin-
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scheiden, wie sie bei Steuern, Gebühren und Finanz­
beiträgen vorliegen,

□  Sodann ist die Bürokratieverlagerung von Leistun­
gen der Wirtschaft etwa aufgrund von staatlichen Aufla­
gen, z, B, Umweltschutzauflagen, Feuerschutzaufla­
gen, Auflagen des gesundheitlichen Arbeitsschutzes, 
abzugrenzen®. Diese Auflagen erfolgen im Interesse 
des Gemeinwohls und nicht, um den Staat als solchen 
von Leistungen zu befreien. Es versteht sich, daß auch 
durch diese Auflagen Betriebskosten verursacht wer­
den,

□  Schließlich ist die Bürokratieverlagerung von der Pri­
vatisierung zu unterscheiden. In den meisten Fällen von 
Bürokratieverlagerung ist die überwälzte Leistung in ei­
nem öffentlich-rechtlichen Zusammenhang zu erbrin­
gen, als Erfüllung einer öffentlich-rechtlichen Verpflich­
tung, Ferner, und dies dürfte entscheidender sein, 
kommt es bei der Privatisierung öffentlicher Leistungen 
-  abgesehen von der Überführung in die privatrechtli­
che Form -  ökonomisch in der Regel zur Ausgliederung 
eines Produkt- oder Leistungserstellungsprozesses 
insgesamt, also mit der Aufwands- und Ertragsseite und 
insbesondere mit der (dann weitgehend eigenbestimm­
ten) Kalkulations- und Preisgestaltungsverantwortung 
und -kompetenz. Demgegenüber ist Bürokratieverlage­
rung ökonomisch die Verlagerung eines Aufwandes, 
den der Staat vermeidet, auf die Privatwirtschaft, Des­
halb kann Bürokratieverlagerung auch nicht als Anwen­
dung des Subsidiaritätsprinzips gewertet werden, da ja 
eine echte Ausgliederung von Aufgaben aus dem staat­
lichen Sektor unter Übertragung auf gesellschaftliche 
Leistungsträger außerhalb des Staates nicht stattfindet,

Arten

Hinsichtlich der Bürokratieverlagerung kann unter­
schieden werden zwischen’ “ ;

□ dem sogenannten arbeits- und sozialrechtsbeding­
ten Bürokratieaufwand, Er fällt vor allem im Personalbe­
reich, z, B, für Bescheinigungen aller Art, für Datener­
stellung und -lieferungen an die gesetzlichen Sozialver­
sicherungsträger und für Meldungen aller Art, an;

□  dem Steuer- und abgabenbedingten Bürokratieauf­
wand, Hierbei geht es um (in der Bundesrepublik) insge­
samt 48 verschiedene unternehmensinterne laufende 
steuerbedingte Verwaltungsarbeiten, die in den Berei­
chen Personalverwaltung, ferner im Zusammenhang 
mit Boden und Kapital oder in Abhängigkeit von der ün-

ternehmensform oder als Folge der betrieblichen Aktivi­
täten anfallen;

□  dem statistischen Bürokratieaufwand. Hierbei han­
delt es sich um den Aufwand für laufende Statistiken 
und sonstige Erhebungen, Die amtliche Statistik in der 
Bundesrepublik Deutschland ist bekanntlich überwie­
gend Bundesstatistik, die institutionell im wesentlichen 
von den statistischen Ämtern des Bundes und der Län­
der getragen wird. Diese statistischen Ämter sind zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben auf die Mitwirkung der Aus­
kunftgebenden angewiesen. Zu Recht hat der Präsident 
des Statistischen Bundesamtes auf folgendes hinge­
wiesen: „Belastet wird der Befragte . . , nicht nur durch 
Auskünfte für Zwecke der Bundesstatistik; vielmehr tre­
ten auch kommunale und Landesstellen, Kammern, 
Verbände und sonstige Institutionen für eigene statisti­
sche Zwecke an ihn mit Befragungen heran. Leider 
kann es dadurch zu vermeidbaren Doppelerhebungen 
kommen. Ott werden Anforderungen anderer Stellen 
nicht von den Bundesstatistiken unterschieden, so daß 
die gesamte dadurch entstehende Belastung der Bun­
desstatistik zugerechnet wird.“ ” ;

□  dem Bürokratieaufwand aufgrund von Gesetzesfülle 
und Regelungsdichte. Angesprochen ist hier der interne 
Aufwand durch das Beschaffen, Durcharbeiten, Umset­
zen und laufende Erfüllen neuer Gesetze und Verord­
nungen.

Zu diesen vier internen Leistungs- und Aufwandgrup­
pen tritt eine fünfte, externe Kostenquelle hinzu: Es geht 
um den Aufwand für externe Sachverständige und Be­
rater, z. B. im Rechts- und Steuerbereich, im Ökologie­
bereich, ohne die die komplizierten staatlichen Anforde­
rungen nicht erfüllt werden können.

Es wäre zu überlegen, ob man eine -  zu diesen fünf 
Kategorien gewissermaßen „querliegende“ -  sechste 
Kategorie bilden sollte, die die vom jeweiligen Verfas­
sungssystem ausgehenden Tendenzen zur Verursa­
chung von Bürokratieaufwand erfaßt oder signalisiert, 
z. B. in Form der Kategorie föderativ verursachter Büro­
kratieaufwand usw.

Kosten
Wie umfangreich sind die Kosten des überwälzten 

Bürokratieaufwandes für die Wirtschaft der Bundesre­
publik Deutschland? Nach den bisher vorliegenden Stu­
dien verursachen die genannten übertragenen Aufga­
ben der öffentlichen Verwaltung dem Handel, dem

® Diese Auflagen dürfen nicht venwechselt werden mit Auflagen im Sin- 
ne der Nebenbestimmungen zu Venwaltungsakten. vgl. hierzu H. J. 
W o l f f ,  O.  B a c h o f :  Verwaltungsrecht !., 9. Auflage, München 
1974, S. 409 ff.

So übereinstimmend E. H a m e r , a.a.O., und F. K I e i n - B I e n* 
k e r 8 , a.a.O.

F. K r o p p e n s t e d t ;  Die sogenannte Bürokratieuberwälzung 
durch Statistik, in: D, D i c k e r i m a n n .  H. K ö n i g .  G. W. W i 11- 
k ä m p e r , a a.O-, S. 86
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Handwerk, den Banken und der Industrie in der Bundes­
republik jährlich einen Aufwand von mindestens 20 Mrd. 
DM (Bund der Steuerzahler für 1981) und maximal 43 
Mrd. DM (Institut der Deutschen Wirtschaft für 1980)'^. 
Das heißt, der durch Bürokratieverlagerung bedingte 
Aufwand macht für die Bundesrepublik etwa 1,4 bis 
2,9 % des nominalen Bruttosozialprodukts aus oder, 
bei niedriger Schätzung, soviel wie das Aufkommen der 
Körperschaftsteuer oder der Mineralölsteuer für 1980 
bzw., bei hoher Schätzung, soviel wie das Aufkommen 
der Körperschaftsteuer und der Mineralölsteuer 1980. 
Staat und Wirtschaft müssen diese globalen Schätzun­
gen präzisieren und möglichst bald ermitteln, welcher 
überwälzte Aufwand vermeidbar und welcher für eine 
Industrienation unvermeidbar Ist, die sozialer Rechts­
staat und Kommunikationsgesellschaft ist.

Ursachen
Eine Ursache der Bürokratieverlagerung ist die pa­

thologische Bürokratisierung'^, d. h. es handelt sich um 
Organisationserkrankungen der öffentlichen Venwal- 
tung, die sich an drei Merkmalen zeigen: am Merkmal 
der Überkomplizierung, z. B. bei Antragsverfahren; am 
Merkmal der Übersteuerung, z. B. durch Gesetzes- und 
Vorschriftenfluten; und am Merkmal der Überstabilisie­
rung, d. h. es werden immer mehr Instanzen oder 
Dienststellen in Entscheidungen eingeschaltet'"*.

Solche pathologischen Bürokratisierungen stellen in 
der Regel zugleich rechtliche Verstöße gegen das Über­
maßverbot dar. Darin liegt die rechtspolitische Bedeu­
tung der Bürokratieverlagerungen. Der Staat hat hier 
nicht die Wahl, so oder so zu verfahren. Pathologische 
Bürokratieverlagerungen sind wegen des Verstoßes 
gegen das Übermaßverbot rechtswidrig.

Den Umfang dieser Überwälzungen, die auf erkrank­
ten Aufbau- und Ablauforganisationen beruhen und als 
pathologisch zu bewerten sind, habe ich für die Bundes­
republik Deutschland für das Jahr 1981 mit 10 Mrd. DM 
oder 0,7 % des nominalen Bruttosozialprodukts bezif-

Vg!. Präsidium des Bundes der Steuerzahler e. V. (Hrsg.): Unbezahl­
te Hilfsarbeiten für den Ftskus. Wiesbaden 1981; R. K r o k e r : Der 
Staat als W irtschaftsfaktor, Institut der Deutschen Wirtschaft, Köln 
1981. Weitere Nachweise über die vorliegenden Berechnungen finden 
s ich b e iD . D i c k e r t m a n n ,  a.a.O., S. 153-182.

Vgl. hierzu Klaus T u r k :  Grundlagen einer Pathologie der Organi­
sation. Stuttgart 1976,

Viele praktische Beispiele für diese pathologischen Entwicklungen 
und ihre Auswirkungen finden sich bei U. D i e t z :  Burokratieuberwäl- 
zung und m ittelständische W irtschaft oder der Unternehmer als „Hilfs- 
ku li“ des Staates, in: D. D i c k e r t m a n n , H, K ö n i g ,  G. W. 
W 1 11 k ä m p e r . a.a.O., S. 27-42; Industne- und Handelskammer zu 
Koblenz (Hrsg.): Eine Dokumentation: Gängelwirtschaft statt Marktw irt­
schaft? Paragraphendirigismus lähmt unternehmensche Dynamik. Teil 
I 1977; Teil II 1977; Teil III 1978; Teil IV 1979, sämtlich Koblenz; vgl. fer­
ner Industrie- und Handelskammer zu Koblenz (Hrsg.): Unbezahlte 
Hilfsarbeiten der Wirtschaft für den Staat Steuerbonus als Ausweg’’ , 
Koblenz 1976,

fert'^. In dieser Höhe wäre die Wirtschaft bei gesunder 
staatlicher Organisation zu entlasten, da es sich um 
überflüssige und vermeidbare Bürokratieverlagerungen 
handelt.

Andere Ursachen der Bürokratieverlagerung sind 
nicht als Organisationserkrankungen zu werten, son­
dern die Folge der ordnungspolitischen Gesamtten­
denz, dem Staat auch in den westlichen Industriegesell­
schaften immer mehr Ordnungs-, Leistungs- und Pla­
nungsaufgaben zu übertragen. Wer immer mehr öffent­
liche Dienste fordert -  und das gilt für Bürger und Wirt­
schaft - ,  erntet u.a. immer mehr Bürokratieverlagerung. 
Außerdem sind Privat- und Staatswirtschaft, Markt- und 
Nichtmarktwirtschaft heute national, supranational und 
international so vernetzt, daß es eine Reihe notwendi­
ger und unvermeidbarer Bürokratieverlagerungen gibt, 
die sich aus der Verzahnung von Staat und Wirtschaft 
ergeben, die wirtschaftlich gar nicht mehr aufhebbar ist.

Entgegen der häufig nur negativen Bewertung der 
Bürokratieverlagerung hat Dickertmann'® differenzie­
rend darauf hingewiesen, daß viele Überwälzungsar­
beiten

r: zugleich unentbehrliche, innerbetriebliche Informa­
tionen liefern:

□  die Basis für die Erlangung von Unternehmensvor­
teilen oder die Vermeidung von Unternehmensschäden 
sind; und daß

n sie schließlich notwendige Mosaiksteine einer Infor­
mations- und Kommunikationsstruktur der Volkswirt­
schaft sind.

Zu Recht hat Kroppenstedt'^ z. B. zur Bundesstatistik 
der Bundesrepublik Deutschland betont: „Die hochent­
wickelten Industriegesellschaften haben einen hohen 
Informationsbedarf. Diese weltweit zu beobachtende 
Erscheinung hat verschiedene Ursachen. . . Die tiefe­
ren Ursachen dürften . . in den immer weniger über­
schaubaren, höchst differenzierten, interdependenten 
und komplexen Problemen unserer Industriegesell-

G. W, W i 1 1 k ä m p e r : Amtsträger müßten unentgeltlich gutach- 
ten (Interview), in: Das W irtschaftsbild (32), 8 ,1 .1 9 82 , Nr. 2, S. 3-5. We- 
gen der von D. D i c k e r t m a n n ,  a.a.Ö., S, 163 f f .  aufgezeigten be­
triebswirtschaftlichen Verflechtung zwischen Staat -  W irtschaft und der 
.wohlfahrtsbezogenen" Makrokomponenten vieler Bürokratieverlage­
rungen dürfte es kaum möglich sein, außer den bei der pathologischen 
Burokratisierung genannten organisationssoziologischen Kriterien e in­
deutige ökonomische Kritenen -  etwa Kosten-Nutzen-Kriterien -  in 
praktikabler Form zu entwickeln, um ökonomisch und rechtlich „zu lässi­
ge Verlagerungen von unzulässigen abzugrenzen. Auch Kriterien wie 
das, der Staat habe -  z. B. bei der Datenbeschaffung -  das am wenig­
sten aufwendige Verfahren bzw. -  unter dem Kriterium des Übermaß* 
Verbots -  das am wenigsten belastende Verfahren zu wählen, erweisen 
sich angesichts der Methodenstreitigkeit innerhalb der W issenschaften 
als kaum praktikabel.

D. D i c k e r t m a n n ,  a.a.O., S. 165 f.

F, K r o p p e n s t e d t , a.a.O., S. 86-95.
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Schaft liegen. Jeder Entscheidungsträger, gleich ob im 
staatlichen oder im außerstaatlichen Handiungsbe- 
reich, ist unter diesen Voraussetzungen auf viele Infor­
mationen dringend angewiesen. Ein (Mangel an Infor­
mationen kann sehr teuer werden.. . Die Bundesstati­
stik ist daher heute nicht mehr lediglich Hilfsmittel der öf­
fentlichen Verwialtung, sondern .allgemeine Informa­
tionsquelle', also eine Art Infrastruktur für einen vielfälti­
gen Benutzerkreis, der neben dem Staat die Öffentlich­
keit, ebenso wie die Wirtschaft, die Wissenschaft und 
die Medien einschließt. Bundesstatistik wird damit zu ei­
ner allgemeinen Dienstleistung des Staates für diesen 
weitgespannten Benutzerkreis in Form einer Quelle 
neutraler und verläßlicher quantitativer Informationen 
für alle Bedarfsträger.“

Abbaumöglichkeiten

Für den Ökonomen und für den sich politisch für den 
Gesamtzustand verantwortlich Fühlenden wird die Fra­
ge wichtig sein, wie dringend der Abbau von Bürokratie­
verlagerung aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ist, da der 
heutige Staat ja durch zahlreiche Probleme bedrängt 
wird, die ihm Entscheidungen abfordern’®. Dickertmann 
hat hierzu die folgenden Gesichtspunkte näher darge­
legt: Es gibt einen wahrscheinlichen Einfluß der Büro­
kratieverlagerung auf das Preisniveau, wenn dieser 
Einfluß auch nur schwer abgrenzbar ist. Ferner gibt es 
unübersehbare Wettbewerbsverzerrungen, die in inter­
nationalen Vergleichen, die aber noch ausstehen, Kon­
tur gewinnen. Außerdem werden negative Folgen für 
die Produktivität der Volkswirtschaft vermutet, und 
schließlich gibt es eine vielfach belegte Auswirkung von 
Bürokratieverlagerungen auf die Beschäftigung und 
das Wachstum der Volkswirtschaft einerseits und auf ih­
re Verteilungsgerechtigkeit andererseits'®.

An einem Abbau der Bürokratieüberwälzung müssen 
der Staat und der private Sektor gleichermaßen interes­
siert sein: der Staat, weil es ihm nicht gleichgültig sein 
kann, ob er eine Wirtschaftsnation oder eine Bürokratie­
nation repräsentiert, der private Sektor, weil er in einem 
harten supranationalen und internationalen Wettbe­
werb steht, in welchem jede Mark Kosten zählt.

Der Wettbewerb zwingt die Unternehmen schließlich, 
Standorte zu wechseln, wenn Industrienationen zu bü- 
rokratisierten Gemeinwesen werden. Insofern könnte

'® Vgl. D. D i c k e r t m a n n ,  a.a.O., S. 169-173.

”  Vgl. G. w. W i t t k ä m p e r  (Hrsg. und Mitverfasser): Bürokratisie- 
rung und Entbürokratisierung, Regensburg 1982: d e r s . : B ijrokratle. 
Sp. 203*204, In; Evgl. Soziallexikon begrijndet von Friedrich Karren- 
berg, herausgegeben von Theodor Schober, Martin Honecker, Horst 
Dahlhaus. Stuttgart. Berlin, 7. völlig neu bearb. und enw. Auflage. 1980,

^  G. S c h m ö l d e r s ;  Einführung in die Geld- und Finanzpsycholo­
gie, Darmstadt 1975.

man die Hypothese aufstellen: Private Investitionen und 
Investoren vermeiden -  bei im übrigen gleicher Risiko­
lage -  bürokratisierte Wirtschaftsräume und weichen in 
weniger oder gar nicht bürokratisierte aus, sofern sol­
che verfügbar sind.

Außerdem hat die unsinnige Bürokratieverlagerung 
zwei Tendenzen zur Folge, die den Staat ausgaben- 
und einnahmemäßig stark belasten: Die Wirtschaft be­
müht in einem großen Umfang Rechtsmittel gegen un­
sinniges Staatshandeln, zumindest sucht sie Verhand­
lungslösungen; beides schlägt sich bei den Staatsauf­
wendungen nieder. Ferner, und darauf hat schon sei­
nerzeit Schmölders für die Finanz- und Steuerpsycholo­
gie hingewiesen, leiden Steuermentalität und Steuer­
moral -  es wächst der Steuerwiderstand“ .

Der erste Ausweg zum Abbau von vermeidbarer Bü­
rokratieverlagerung ist eine regelmäßige Durchforstung 
aller Staatsaufgaben im Mehrjahresabstand. Dazu lie­
gen eine Reihe praktikabler Vorschläge vor^’ . In diese 
Richtung gehen auch die Wünsche von Beamten und 
Beamtenverbänden^^.

Ein zweiter Weg aus der Bürokratieverlagerung be­
steht darin, im Zusammenwirken von Verwaltung, Wis­
senschaft, Wirtschaft und freien Berufen Umfang, Quel­
len und Verursacher des vermeidbaren Aufwandes an 
Bürokratieverlagerung zu ermitteln. So kommen vor al­
lem bei den bisherigen Schätzungen die ökonomischen 
Multiplikator- und Akzeleratonwirkungen zu kurz, die 
von der Bürokratieverlagerung ausgehen; es werden 
zumeist nur die direkt verursachten Kosten in Ansatz 
gebracht.

Hinsichtlich der Verursacherforschung ist es ein Fort­
schritt, daß die Untersuchungen der letzten Jahre vor al­
lem auch auf die Verantwortung der Gesetzgeber für 
den heutigen Zustand von Bürokratieüberwälzung hin­
gewiesen haben. Es ist bekannt, daß Fachtagungen für 
Mitarbeiter von Regierung und Venwaltung stattfinden.

Am nachdrücklichsten ist. unter dem Slichwort Aufgabenkritik, die 
Kommunale Gemeinschaftsstelle für VenA/altungsvereinfachung. Köln, 
seit Jahren für diesen Gedanken eingetreten. Zu neueren Vorschlägen 
des Zero-Base-Budgeting und der Sunset-Legislatlon in Amerika vgl. 
Peter L a n g n e r ; Budgetkonzeption und Entscheidungsverhalten 
im politisch-administrativen Prozeß. Analyse US-Amerikanlscher Erfah­
rungen mit Zero-Base-Budgeting und Sunset-Legislatlon, Dissertation 
Hochschule der Bundeswehr Hamburg. Hamburg 1981.

Vgl. hierzu Deutscher Beamtenbund (Hrsg.): Vorschlag des DBB zur 
Funktionalen Verwaltungsreform, Bonn 1975. Teil A: Beschlußvorlage; 
Teil B; Begründung. Was die Beamtenmeinung angeht. vergleiche die 
von F. R o n n e b e r g e r  und G.  W.  W i t t k ä m p e r  durchgeführ­
te Untersuchung bei Personalratsmitgliedern und Organisationsrefe­
renten. Die Ergebnisse sind w iedergegeben in; Bundesleitung des 
Deutschen Beamtenbundes (Hrsg.): Funktionale Venwaltungsreform -  
aber wie?, DBB-Dokumente 7, Teil 1; Ergebnisse einer Befragung von 
Personalratsmitgliedern, Teil 2: Ergebnisse einer Befragung von Orga- 
nisationsreferenten. Bonn-Bad Godesberg 1978.

Es wäre also die Aufgabe der Wirtschaft, ihre Verbandsvertreter ln 
dieser Hinsicht problembewußt zu machen.
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die als einziges Thema die Frage haben, wie man mit 
kaum handhabbaren Gesetzen solche Ergebnisse er­
zielen kann, die noch einigermaßen für Handel, Hand­
werk, Banken und Produktionsbetriebe akzeptabel 
sind. Ferner ist auch die Verantwortung der Interessen­
verbände der Wirtschaft dafür zu überprüfen, daß die 
von Verbänden gemachten Gesetzesänderungsvor­
schläge oft ohne die Berücksichtigung der Bürokratie­
verlagerung erfolgen^®.

Privatisierung als Ausweg

Viele sehen in der Privatisierung einen dritten Aus­
weg aus der Bürokratieverlagerung. In der Privatisie­
rungsdiskussion der vergangenen Jahre haben Wis­
senschaftler und Vertreter der gesellschaftlichen Kräfte 
die Privatisierung staatlicher Funktionen als ein wesent­
liches Heilmittel gegen die Bürokratieverlagerung dar­
gestellt. Andere Stimmen haben dem widersprochen. 
Privatisierung allein, so lautet die Gegenthese, sei noch 
keine Garantie gegen jene Lähmungen der unterneh­
merischen Dynamik und gegen jenen wachsenden Auf­
wand, die über Bürokratieverlagerung zustande kom­
men. Dem ist zuzustimmen. Vielmehr ist unter strikter 
Anwendung von Kosten-Nutzen-Khterien, aber auch 
unter Gesichtspunkten sozialer Wirtschaftlichkeit, über 
Privatisierung zu entscheiden^“*.

Im Hinblick auf den großen Anteil, der der Gesetzge­
bung als Ursache der Bürokratieverlagerung zuzurech­
nen ist, sollte man -  außer der Einführung einer Gesetz­
gebungslehre als Hochschullehrfach -  folgendes erwä­
gen: Man sollte in der Regel Gesetzentwürfe, die der 
Bürokratieverlagerung „verdächtig“ sind, in Planspielen

Vgl, G. R, B a u m ,  J, H a u p t m a n n .  H, S i e d e n t o p f ,  A, 
K r a u s e .  B. E r h a r d :  Privatisierung -  Gewinn für won'?, Bonn- 
Bad Godesberg 1980: E, H a m  e r : Privatisierung als Rationaiisie- 
rungschance. Eine theoretische und empirische Untersuchung, Minden 
1981.

Vgl, weitere Maßstäbe bei D, D i c k e r t m a n n ,  a ,a O ,,S  175 f

oder Simulationen mit dem Ziel testen, den Bürokratie­
aufwand auf den „gesunden“ Anteil zu reduzieren. Fer­
ner ist hier an den häufig gemachten Vorschlag zu erin­
nern, daß in Gesetzentwürfen nicht nur der Folgeauf­
wand für die Regierung sowie die unmittelbare und mit­
telbare Staatsverwaltung angegeben werden sollte, 
sondern auch der Aufwand für die belasteten Unterneh­
men, Betriebe und Haushalte^^.

Bewußtseinsmäßige Tendenzwende

Letztlich geht es aber um eine bewußtseinsmäßige 
Tendenzwende: Man muß wegkommen von einer tief im 
Bewußtsein verankerten Neigung zu einer immer stär­
keren Verrechtlichung und zu immer mehr regelnden 
Eingriffen. Wegkommen von einer allzu leichtfertigen 
Bereitwilligkeit, insbesondere auch der Gesetzgeber 
und Verordnungsgeber, den Einheiten des Staates un­
tereinander und der übrigen Gesellschaft im Verhältnis 
zum Staat laufend mehr administrative Leistungen zu­
zumuten.

Wenn man realistisch bleibt, kann man freilich die Ja- 
nusköpfigkeit der Bürokratieverlagerung nicht leugnen: 
Was die einen als statistikbedingten Bürokratieaufwand 
beklagen, feiern die anderen als verbesserte Informa­
tionsbasis für Bildungsplanung und Strukturberichter­
stattung. Was die einen als sozialrechtsbedingten Büro­
kratieaufwand beklagen, fordern die anderen als Mittel 
zur Verbesserung des Sozialstaats. Was die einen als 
bei Buch- und Betriebsprüfungen entstehenden Auf­
wand an Personal- und Sachmittel registrieren, betrach­
ten die anderen als den Preis der Publizität und der 
Steuergerechtigkeit. Was die einen als Lähmung der 
unternehmerischen Dynamik und Entmutigung des klei­
nen und mittleren Unternehmers oder Überforderung 
des Handwerkers bewerten, betrachten wieder andere 
nur als Minimum einer wünschenswerten Regelung 
durch das öffentliche Wirtschafts- und Gewerberecht.
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